
Falsch wäre es, in diesem Zusammenhänge etwa auf 
den Vollstreckungsbefehl (§ 699 ZPO) zu verweisen, 
der mit den ihm zugrunde liegenden Zahlungsbefehl 
kassiert werden kann. Der Beschluß der Konflikt­
kommission ist kein Zahlungsbefehl. Im übrigen wird 
der ganz andersartige Charakter des Vollstreckungs­
befehls auch dadurch deutlich, daß dieser gemäß § 700 
ZPO einem für vollstreckbar erklärten auf Versäumnis 
erlassenen Endurteil gleichsteht und durch Einspruch 
beseitigt werden kann.

Falsch wäre es auch, auf § 1042c ZPO zu verweisen. 
Der Beschluß der Konfliktkommission ist kein 
Schiedsspruch. Insoweit ist m. E. der Hinweis von 
K u n z » )  auf § 99 des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 
23. Dezember 1926 irreführend. Verschiedene Arbeits­
gerichte haben bereits, wahrscheinlich durch diesen 
Hinweis veranlaßt, folgendes Verfahren eingeschlagen: 
Geht ein Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung bei 
dem zuständigen Kreisarbeitsgericht ein, so werden 
zunächst die Beteiligten geladen* 4). Oft wohnen diese 
in einem anderen Ort. Sie müssen zum zuständigen 
Kreisarbeitsgericht fahren, lediglich um auf Fragen 
formeller Art mit „ja“ oder „nein“ zu antworten, denn 
eine sachliche Nachprüfung darf nicht erfolgen. Die 
Nachprüfung bezweckt lediglich die Feststellung, ob 
ein rechtsgültiger Titel überhaupt vorliegt. Hier sollte 
es Aufgabe der Kreisarbeitsgerichte sein, von sich aus 
nach Antragstellung die Beteiligten aufzufordern, die 
erforderlichen Unterlagen, wie z. B. Empfangs­
bescheinigungen (§ 27 KKVO) u. a., nachzureichen. Nur 
so können Ausfall von Arbeitszeit und unnötige Kosten 
vermieden und verhindert werden, daß der an sich 
einfache und unkomplizierte Vorgang einer Vollstreck­
barkeitserklärung zu einem „gerichtlichen“ Ereignis 
gemacht wird. Es wird Aufgabe unserer Staatsanwälte 
sein, hier belehrend einzugreifen.

Schwieriger ist die Frage der Vollstreckbarkeitserklä­
rung dann, wenn offensichtlich feststeht, daß der Be­
schluß der Konfliktkommission falsch ist. Bereits auf der 
Arbeitsrechtskonferenz in Leipzig am 26. und 27. Oktober 
1954 wurde über diese Frage diskutiert, jedoch kein 
befriedigendes Ergebnis erzielt5 6). Es ist aber im höch­
sten Grade unbefriedigend, wenn Arbeitsgerichte in 
folgender Weise verfahren: In einer Mankosache
wurde zwei Beschäftigten, den Kolleginnen A. und B., 
durch Beschluß der Konfliktkommission des Betriebes 
der Ersatz eines entstandenen Fehlbetrages auferlegt. 
Es mag in diesem Zusammenhang dahingestellt blei­
ben, ob die Konfliktkommission eine gesamtschuldne­
rische oder Einzelhaftung ausgesprochen hatte"). Die 
Kollegin A. focht diese Entscheidung der Konflikt­
kommission bei dem zuständigen Arbeitsgericht gemäß 
§ 30 KKVO mit Erfolg an. Das Kreisarbeitsgericht hob 
den Beschluß, soweit er angefocnten war, mit der Be­
gründung auf, daß der Nachweis einer schuldhaften 
Verursachung des entstandenen Fehlbetrages durch die 
Kollegin A. nicht erbracht sei. Nachdem drei Monate 
verstrichen waren (§ 31 KKVO), stellte nunmehr der 
Betrieb den Antrag, den Beschluß der Konfliktkommis­
sion, soweit er nicht angefochten war, d. h. soweit er 
die Kollegin B. betraf, für vollstreckbar zu erklären. 
Dasselbe Gericht, das den Beschluß, soweit er die Kol­
legin A. betraf, für ungültig erklärte, erklärte ihn, so­
weit er die Kollegin B. betraf, für vollstreckbar, ob­
wohl die Kolleginnen A. und B. gemeinsam für das 
gleiche Verhalten einstehen sollten. Aus einem der­
artigen Beschluß darf zweifellos keine Zwangsvoll­
streckung durchgeführt werden. Wie aber kann sie 
verhindert werden? Ein Hinweis auf die „Kann-Be­
stimmung des § 29 KKVO bringt keine Lösung. Denn 
m. E. muß das Kreisarbeitsgericht den rechtskräftigen 
Beschluß der Konfliktkommission für vollstreckbar er­
klären, wenn alle Formalien erfüllt sind. Die entgegen­
gesetzte Auffassung würde die vom Gesetz nicht vor­
gesehene Möglichkeit schaffen, einen rechtskräftigen 
Beschluß der Konfliktkommission mit Hilfe der Ver-
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Gebiete des Arbeitsrechts bedarf übrigens der Klärung.

Weigerung der Vollstreckbarkeitserklärung wirkungslos 
zu machen.

Ebensowenig kann in dem oben geschilderten Falle 
etwa eine Vollstreckungsgegenklage helfen, da die 
Voraussetzungen hierfür nicht gegeben sind7). Ob 
für derartige Fälle Art. 6 der Schulzverordnung vom
4. Dezember 1943 helfen kann, ist zweifelhaft, ab­
gesehen davon, daß Art. 6 immer dann versagt, wenn 
der Vollstreckungsschuldner keines wirtschaftlichen 
Schutzes im Sinne der Schutzverordnung bedarf.

Ein gangbarer Weg bei der bestehenden gesetzlichen 
Regelung scheint mir darin zu bestehen — und so ist 
auch in dem oben geschilderten Falle verfahren wor­
den —, daß sich der zuständige Staatsanwalt ein­
schaltet, um den Vollstreckungsgläubiger zu veranlas­
sen, auf die Durchführung der Zwangsvollstreckung zu 
verzichten. Unklar bleibt allerdings die Situation dann, 
wenn die Überzeugungsarbeit des Staatsanwalts miß­
lingt und sich auch die übet geordnete Dienststelle des 
Vollstreckungsgläubigers weigert, entsprechende An­
weisung zu erteilen. Nicht immer wird dann die An­
rufung des Ministeriums für Arbeit, die auf der Ar­
beitsrechtskonferenz in Leipzig am 26. und 27. Oktober 
1954 empfohlen wurde, die Lösung bringen.

Dies alles zeigt, wie unbefriedigend die augenblick­
liche gesetzliche Situation auf diesem Gebiet ist. Er­
forderlich wären verfahrensrechtliche Vorschriften, 
die den Arbeitsgerichten die Möglichkeit gäben, der­
artige Fälle selbst zu bereinigen.

In letzter Zeit wurde festgestellt, daß verschiedene 
Betriebe dazu übergehen, zunächst die Frist von drei 
Monaten (§ 31 KKVO) abzuwarten, um dann den An­
trag auf Vollstreckbarkeitserklärung zu stellen. Hier­
bei braucht es sich nicht immer um zweifelhafte Kon­
fliktkommissionsbeschlüsse zu handeln; eigenartig 
mutet aber ein derartiges Verhalten auf alle Fälle an. 
Mir scheint, daß die betreffenden Betriebe den Sinn 
und Zweck der KKVO verkannt haben. Die KKVO ist 
doch schließlich nicht dazu da, um billig in den Besitz 
von vollstreckbaren Titeln zu gelangen, sondern um 
eine schnelle und gerechte Lösung des Streitfalles im 
Betriebe zu erreichen. Es wird Aufgabe unserer Staats­
anwälte sein, auch hier durch Überzeugungsarbeit, 
gegebenenfalls mit Hilfe des FDGB, solchen Tendenzen 
entgegenzu wirken.

Neuerdings ist auch der Versuch unternommen wor­
den, nach ergebnislosem Anrufen der Konfliktkommis­
sion ein Mahnverfahren einzuleiten. Die Mitglieder der 
Konfliktkommission hatten bei der Lösung des be­
treffenden Arbeitsstreitfalles keine Übereinstimmung 
erzielen können, so daß der Streitfall gemäß § 24 Abs. 1 
KKVO als nicht gelöst galt. Nunmehr beantragte ein 
Beteiligter des Arbeitsstreitfalles den Erlaß eines 
Zahlungsbefehls. Das angerufene Kreisarbeitsgericht 
hat dieses Gesuch richtigerweise zurückgewiesen (§ 691 
ZPO) und begründete dies mit dem Hinweis auf § 24 
Abs. 2 KKVO. Ist nämlich die Konfliktkommission 
bereits angerufen und der Arbeitsstreitfall nicht gelöst 
worden, dann kann nur noch das Kreisarbeitsgericht 
angerufen werden.

Bedauerlicherweise ist die Tätigkeit der Staats­
anwälte auf dem Gebiet der Konfliktkommissions­
verordnung sowohl in qualitativer wie in quantitativer 
Hinsicht immer noch unzulänglich. Zwar überprüfen 
die Staatsanwälte zweifelsohne eine erheblich größere 
Artzahl von Beschlüssen der Konfliktkommissionen als 
bisher. Sie stellten bereits 122 Anträge gemäß § 31 
KKVO, doch scheint mir, daß es immer noch Staats­
anwälte gibt, die die Bedeutung des Aufhebungs­
verfahrens nach § 31 KKVO nicht erkannt haben.

Die Rechtsnatur dieses Aufhebungsverfahrens läßt 
sich am besten dadurch klarstellen, daß man die 
Rechte der Parteien und die des Staatsanwalts, wie 
sie die KKVO festlegt, miteinander vergleicht.

Sind die Beteiligten mit der Entscheidung der Konflikt­
kommission nicht einverstanden, so können sie diese 
Entscheidung durch Klage bei dem zuständigen Kreis­
arbeitsgericht binnen einer Frist von 14 Tagen anfechten 
(§ 30 KKVO). Dies gilt auch für solche Entscheidungen 
der Konfliktkommission, die gemäß § 21 Abs. 3 der
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